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Einleitung: Fragestellung und Gang der Untersuchung 

I. Die Fragestellung 

Die heutige erbrechtsrelevante Familienwirklichkeit ist durch eine Reihe von 
Veränderungen geprägt, die dem Erbrechtskonzept des BGB-Gesetzgebers 
nicht zugrunde lagen. Es hat eine Deinstitutionalisierung des traditionellen 
Ehe- und Familienmusters stattgefunden. Heute dominiert keine Familienform 
mehr so eindeutig wie bei Inkrafttreten des BGB, so daß von einer Pluralisie­
rung der Lebensformen gesprochen werden kann. Diese Veränderungen sind 
das Ergebnis eines langfristigen Individualisierungsprozesses. Die Tendenz zur 
Deinstitutionalisierung ist sowohl eine Folge des bereits erfolgten Wandels der 
Lebensformen und hat auch ihrerseits entsprechende Wandlungsprozesse aus­
gelöst und forciert. 

Dariiber hinaus sind die Generationen an Stelle eines familienbezogenen 
durch einen kollektiven Generationenvertrag verbunden. Dementsprechend 
sorgen die ehelichen Partner in erster Linie rureinander und erst sekundär rur 
die Folgegeneration. Die zunehmende Lebensdauer hat dazu geruhrt, daß an 
eine erste durch den Tod beendete Ehe sich häufig noch eine zweite Ehe mit 
nicht geringerem sozialen Gewicht anschließt. Hinzu kommt, daß sich die 
nichtehelichen Partnerschaften ausbreiten und im Alter ähnlichen Solidaritäts­
bedarf erzeugen wie eine Ehe. Die Erosion der bio-sozialen Einheit der Familie 
und die daraus resultierende Unübersichtlichkeit der künftigen familiären Ver­
hältnisse ruhren dazu, daß Ehegatten sich meist durch Testament oder Erbver­
trag gegenseitig binden wollen. Dazu dienen ihnen als klassisches erbrechtli­
ches Verrugungsgeschäft die Erbeinsetzung des Lebenspartners und die an­
schließende Bedenkung der Abkömmlinge. Dabei bleibt es, wenn der Überle­
bende keine neue Verbindung eingeht. Zunehmend werden jedoch neue Part­
nerschaften begründet, insbesondere wenn auf grund eines frühen Vorverster­
bens oder eines erheblichen Altersunterschieds der Ehegatten nach dem Tod 
des einen rur den anderen noch eine neue Lebenspartnerschaft möglich ist. Die­
se Bindungen nehmen aber spätere eheliche und nichteheliche Partner des 
Überlebenden nicht ohne weiteres hin, wenn sie ihrerseits eine längere stabile 
Partnerschaft, eventuell mit den besonderen Versorgungsaufgaben des Alters, 
durchlebt haben. 

In dem Konflikt zwischen Kindern aus erster Ehe und dem neuen Partner 
des Überlebenden hat die Rechtsprechung auf der Basis der Regelung des ge­
meinschaftlichen Testaments und des Erbvertrags noch keine konsequente Li­
nie gefunden. Oft hängt es von Zufälligkeiten ab, wer den Erbschein erhält. 



2 Einleitung: Fragestellung und Gang der Untersuchung 

Noch komplexer kann die Rechtslage sein, wenn sich weitere Abkömmlinge 
hinzugesellen. So läßt die bisherige Rechtsprechung beispielsweise eine klare 
Trennung zwischen einem Rechtsirrtum und einem Tatsachenirrtum vermissen. 
Dies ist aber rur das Bestehen eines Anfechtungsrechts von zentraler Bedeu­
tung. 

Für den herkömmlichen Fall einer Partnerschaft hat der Gesetzgeber das In­
stitut der Ehe vorgesehen, das die rechtlichen Konsequenzen des Funktionie­
rens wie auch des Scheiterns nahezu umfassend regelt. Gerade die mangelnde 
gesetzliche Rücksichtnahme auf nichteheliche Verbindungen erzwingt die 
Kompensation der Nachteile durch vertragliche Regelungen. Denn solange we­
der die Rechtsprechung noch der Gesetzgeber den sozialen Veränderungen in 
ausreichendem Maße Rechnung trägt, bleibt deren Berücksichtigung eine An­
gelegenheit der Lebenspartner. Im Erbrecht ist die Rechtsposition des nicht­
ehelichen Partners mit am schwächsten, da zu seinen Gunsten nicht wegen 
Übergehens eines Pflichtteilsberechtigten angefochten werden kann. Insofern 
ist eine systemorientierte Erörterung der Frage angezeigt, ob und in welchem 
Umfang sich ein verwitweter Ehegatte aus erbrechtlichen Bindungen zugunsten 
eines neuen, ehelich oder nichtehelich verbundenen Lebenspartners lösen kann. 
Insbesondere die Frage eines Anfechtungsrechts des überlebenden Ehegatten 
oder nach dessen Tod seines neuen Lebenspartners steht dabei im Mittelpunkt. 

Die Arbeit macht deswegen den Versuch einer systematischen Darstellung 
der Möglichkeiten zur Lösung aus einer eingegangenen erbrechtlichen Bindung 
zugunsten neuer Lebenspartner des Überlebenden und seiner Abkömmlinge. 
Inhaltlich geht die Arbeit davon aus, daß ein ausgewogenes Konzept gefunden 
werden muß, bei dem der Partnerschutz im Prinzip gewichtiger ist als der 
Schutz der Abkömmlinge und auch die neuen Lebenspartner eine kalkulierbare 
und materiell adäquate Rechtsstellung zu beanspruchen haben. Das Anliegen 
der Arbeit besteht dabei nicht in der einseitigen Bevorzugung einer zweiten 
Partnerschaft vor der vorangegangenen, da deren soziales Gewicht sehr unter­
schiedlich sein kann. Sie versucht aber eine Analyse der Lösungsmöglichkei­
ten, damit die Beteiligten eine rur sie adäquate Dimensionierung der Freiheit 
und der Bindung erreichen können. 

11. Gang der Untersuchung 

Im ersten Kapitel werden die sozialen Wandlungsprozesse hinsichtlich der 
Bedeutung und der Stabilität der Partnerschafts formen dargestellt. Der Bedeu­
tungsverlust der Ehe bei gleichzeitiger Zunahme der Anzahl der Partnerschaf­
ten und der Wertigkeit dieser Verbindungen erfordert eine Anpassung des 
Rechtssystems, die sich größtenteils mit den bislang existenten Rechtsinstru­
menten bewältigen läßt. Doch ist auch eine partielle Korrektur außerhalb der 
bisherigen Grundsätze des Gesetzes und der Rechtsprechung angezeigt. 



II. Gang der Untersuchung 3 

Diese Untersuchung beschränkt sich nicht auf theoretische Denkmodelle. 
Vielmehr soll im zweiten Kapitel die Relevanz der Arbeit rur die Rechtspraxis 
vor allem auf der Grundlage der Judikatur der letzten zehn Jahre rur die Be­
wältigung des zwischen dem neuen Lebenspartner und den erstpartnerschaft­
lich bedachten Abkömmlingen bestehenden Konflikts vor Augen geruhrt wer­
den. Nach der Darstellung der Grundlagen der Bindung im 3. Kapitel ist zu­
nächst die Einschränkung der Bindung durch eine restriktive Auslegung zu er­
örtern (4. Kapitel). Wenn die erbrechtlich verfUgenden Ehepartner Klauseln 
vereinbaren, die den Schutz des jeweiligen Überlebenden, aber auch die Be­
wahrung der Vermögensweitergabe an die Abkömmlinge zum Gegenstand ha­
ben, kann unter Umständen bereits die Interpretation zu einer Lösung aus der 
Bindungswirkung ruhren. 

Für das Thema von zentraler Bedeutung sind die Möglichkeiten und die 
Grundlagen der Anfechtung zugunsten eines neuen ehelichen (siehe dazu das 5. 
Kapitel) oder nichtehelichen Lebenspartners (siehe dazu das 6. Kapitel). Der 
Gesetzgeber hat das Bedürfnis eines wiederverheirateten Erblassers, sich zu­
gunsten seines neuen Ehepartners aus der erbrechtlichen Bindung zu lösen, 
grundsätzlich anerkannt. Dabei kann die Ausnutzung dieses Rechts seitens des 
längerlebenden Ehegatten oder seines neuen Ehepartners durch Zufälligkeiten 
gefährdet sein. Nichteheliche Partner sind insoweit nicht geschützt. Umstritten 
ist dabei, inwieweit eine richterliche Intervention zugunsten der Geltendma­
chung von Gestaltungsrechten erfolgen darf (siehe dazu das 7. Kapitel). Da die 
weiteren Lösungsmöglichkeiten, die im 8. Kapitel dargestellt werden, und da­
bei insbesondere das gesetzliche Rücktrittsrecht, von sehr engen Voraussetzun­
gen gekennzeichnet sind, kommt der präventiven Vorsorge durch die Aufnah­
me geeigneter Klauseln eine zunehmende Bedeutung zu. Gerade die Aufnahme 
eines Änderungsvorbehalts (siehe dazu das 9. Kapitel) in die Verrugung von 
Todes wegen ermöglicht es den Lebenspartnern, die Kontinuität der Zuwen­
dungen an ihre Abkömmlinge und gleichzeitig die Testierfreiheit des jeweili­
gen Überlebenden zu regeln. Sollte hingegen eine Lösung aus der Bindung 
nicht möglich sein, wird die rur den Erbfall vorgesehene Vermögensübertra­
gung meist bereits durch rechtsgeschäftliche Zuwendungen unter Lebenden er­
folgen, so daß in diesem Zusammenhang das Interesse des überlebenden Le­
benspartners einer objektiven Nachprüfung unterworfen wird. Im 10. Kapitel 
werden dazu die Voraussetzungen und der Umfang dieses Interesses erörtert. 
Das 11. Kapitel bildet den Abschluß der Untersuchung mit einer rechtsdogma­
tischen und rechtspolitischen Bilanz. Hierzu werden die Ergebnisse der voran­
gegangenen Kapitel zusammengestellt, um die Umsetzung in der Rechtspraxis 
zu erleichtern. Was de lege lata nicht zu realisieren ist, soll in einen Reform­
vorschlag aufgenommen werden. Gerade der Wandel der sozialen Realität muß 
hier seinen Niederschlag finden. 
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